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zusammentraf. S. beauftragte den Angeklagten, die Kon­
trollstellen der Grenzpolizei in B. auf ihre Intensität hin 
zu prüfen und festzustellen, wie die Transportpolizei die 
Kontrolle durchführt; ferner sollte er über die Entwicklung 
der LPGs, die Pflichtablieferung, die Preise für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse sowie über die Hektarerträge be­
richten. Dem kam der Angeklagte in vollem Umfang nach. 
Im Mai 1954 versandte er im Auftrag der „KgU“ 20 Briefe 
der Agentenzentrale an verschiedene Bürger der DDR.

Im Dezember 1954 wurde der Angeklagte mit dem 
Agenten L. in Verbindung gebracht. L. gab dem Angeklag­
ten den Auftrag, Feststellungen über die Hektarerträge 
in G. und den umliegenden Gemeinden, das Soll der LPGs 
und der Einzelbauern, die Sollerfüllung, die den Bauern 
verbleibenden Erträge, die Durchführung der Herbstbestel­
lung, Schwierigkeiten in der Belieferung mit Dünge­
mitteln, die Arbeit der MTS, die Höhe der tierischen Pro­
duktion, die Größe der LPGs, den Eintritt der Bauern in 
die LPGs sowie die Stimmung der Bevölkerung zu treffen. 
Darüber hinaus sollte er über die Belieferung mit Saat- 
und Pflanzgut, den Stand der Ernte, die Erträge bei Hack­
früchten, die Arbeitsmoral in den LPGs, die Arbeit in den 
MTS, über bestehende Kampfgruppen und deren Ausbil­
dung und Moral berichten. Auch wurde er nach einer Orts­
gruppe der GST in G. befragt, über die er jedoch keine 
Auskunft erteilen konnte. Er erhielt ferner den Auftrag, 
Antrag um Aufnahme in die SED zu stellen, um seine 
Feindtätigkeit besser tarnen zu können, was er jedoch ab­
lehnte. Von L. erhielt der Angeklagte eine neue Deck­
adresse. Um L. konkretere Angaben über die Entwicklung 
der Landwirtschaft machen zu können, schnitt er Artikel 
aus der Presse aus und gab sie diesem.

Gleiche Aufträge erhielt der Angeklagte auch im Jahre 
1956. L. erkundigte sich bei einem Gespräch mit dem An­
geklagten nach Namen der Mitarbeiter des Rates des Krei­
ses, worauf der Angeklagte einen Namen nannte.

Im Jahre 1955 bekam er von der „KgU“ erstmalig eine 
Weihnachtszuwendung von 100 DM, obwohl es ihm nicht 
um eine Entlohnung ging, weil er nicht des Geldes wegen, 
sondern auf Grund seiner staatsfeindlichen Einstellung 
bestrebt war, die „KgU“ in ihrer Feindtätigkeit gegen die 
DDR zu unterstützen.

Nach dem konterrevolutionären Putsch in Ungarn kam 
der Angeklagte erneut mit L. zusammen und erklärte ihm, 
er habe Angst gehabt, daß die in seinem Besitz befind­
lichen Waffen von der „KgU“ zur Auslösung eines solchen 
Putsches eingesetzt werden könnten, da ihm derartige An­
deutungen gemacht worden seien.

In den Jahren 1955 und 1956 kam der Angeklagte je 
sechsmal, 1957 fünfmal und 1958 viermal mit L. zusammen. 
Insgesamt hat er von den Agenten 115 Westmark, 365 West­
mark und 300 DM der DNB erhalten.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten wegen Spionage im schweren Fall (§§ 14, 
24 StEG) und wegen illegalen Waffenbesitzes (§§ 1 und 
2 WVO) gemäß § 74 StGB zu einer Gesamtstrafe verurteilt.

Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte Berufung ein­
gelegt, mit der u. a. Verletzung des Strafgesetzes durch 
unrichtige Anwendung des § 24 StEG gerügt wird.

Die Berufung führte zur Abänderung der angefochtenen 
Entscheidung

Aus den G r ü n d e n :
Entgegen der mit der Berufung vertretenen Auffas­

sung hat das Bezirksgericht die von dem Angeklagten 
betriebene Agententätigkeit rechtlich zutreffend als 
einen schweren Fall der Spionage (§§ 14, 24 StEG) be­
urteilt..

Der Berufung ist zwar darin zuzustimmen, daß an die 
Anwendung eines schweren Falls im Sinne des § 24 
StEG hohe Anforderungen zu stellen sind. Sie geht 
aber darin fehl, daß im vorliegenden Fall die für die 
Anwendung des § 24 StEG geforderten Voraussetzungen 
nicht vorlägen. Der Angeklagte hat, wie die Feststel­
lungen ergeben, im Jahre 1952 aus eigenem Entschluß, 
und zwar aus einer haßerfüllten feindlichen Einstellung 
zum Staat der Arbeiter und Bauern heraus, Verbindung 
zur „KgU“ aufgenommen und sich mit dem Vorsatz 
anwerben lassen, die staatsfeindlichen Machenschaften 
der „KgU“ nach besten Kräften zu unterstützen. Unter 
diesem Vorzeichen hat er dann jahrelang ohne Beden­
ken und Hemmungen zahlreiche Spionageaufträge ent­
gegengenommen und auch ausgeführt. So hat er in 
einem außerordentlich großen Umfang und jede sich 
bietende Gelegenheit ausnutzend, auf wirtschaftlichem 
und militärischem Gebiet liegende Vorgänge erkundet 
und an die „KgU“ verraten. Die Intensität seines staats­
feindlichen Verhaltens äußert sich auch darin, daß er 
durch Einführen und Verstreuen Hunderter Hetzschrif­

ten in politisch zersetzender Weise auf das Bewußtsein 
der Bevölkerung einzuwirken versucht hat. Hinzu 
kommt, daß der Angeklagte mit dem Versenden der 
ihm von der „KgU“ übergebenen 20 Briefe an Personen 
in der Deutschen Demokratischen Republik bestrebt 
war, die Untergrundtätigkeit der Agentenorganisation 
zu unterstützen, um auch damit seine feindliche Hal­
tung geltend zu machen und Unruhe sowie Unsicher­
heit unter der Bevölkerung auszulösen. Vor allem muß 
auch der umfangreiche illegale Waffen- und Munitions­
besitz, den der Angeklagte seit 1953 im Aufträge der 
„KgU“ für den Fall erneuter konterrevolutionärer Er­
eignisse unterhalten hat, bei der Bewertung der 
Schwere des Spionageverbrechens berücksichtigt wer­
den. Der Angeklagte hat die Waffen, die zum Teil eine 
außerordentlich hohe Feuerkraft besitzen, insbesondere 
in einer Zeit erhöhter Gefährdung der Deutschen Demo­
kratischen Republik — z. B. während der konterrevolu­
tionären Ereignisse in Ungarn — zur jederzeitigen Ver­
fügung der „KgU“ verwahrt. Aus der Art der Waffen, 
deren großer Anzahl und Verwahrung ist im Zusam­
menhang .mit der feindlichen Haltung des Angeklagten 
gegenüber unserem Staat auch der Schluß zu ziehen, 
daß der Waffenbesitz des Angeklagten bereits vor der 
Verbindungsaufnahme zur „KgU“ für staatsfeindliche 
Zwecke bestimmt war. Das Bezirksgericht hat daher 
zutreffend auch den unbefugten Waffenbesitz mit zur 
Beurteilung der Agententätigkeit des Angeklagten her­
angezogen. Die Gesamtheit der dargelegten Tat­
umstände rechtfertigt in dem darin zum Ausdruck 
kommenden hohen Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit 
durchaus die Anwendung des § 24 StEG.

Die hingegen mit der Berufung erhobenen Bedenken, 
wonach ein schwerer Fall deshalb nicht gegeben sei, 
weil die das militärische Gebiet betreffenden Infor­
mationen, die der Angeklagte der „KgU“ übermittelt 
hat, nur einen unbedeutenden Teil der Spionagehand­
lungen ausgemacht hätten, sind unbegründet; sie stehen 
auch mit dem objektiven Tatgeschehen nicht in Über­
einstimmung.

Es muß daher bei der rechtlichen Beurteilung des 
Spionageverbrechens als einen schweren Fall im Sinne 
von § 24 StEG verbleiben.

Es ist nicht so, wie die Verteidigung annimmt, daß 
die Anwendung des § 24 StEG nur dann gerechtfertigt 
sei, wenn es sich um ausgesprochene, in Aktion ge­
tretene terroristische Handlungen handelt. Die An­
wendbarkeit des § 24 StEG wird von dem Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit des begangenen Verbrechens 
bestimmt, der sich aus den gesamten Tatumständen er­
gibt. Dabei können die verschiedenen Begehungsformen 
eines Verbrechens nach § 14 StEG nur nach ihrer kon­
kret verwirklichten Schwere bewertet werden. Sie 
können jedoch nicht als ausschlaggebende Kriterien für 
das anzuwendende Strafgesetz herangezogen werden. 
Auch das weitere Berufungsvorbringen, daß die Zusam­
menkünfte des Angeklagten mit den Agenten der „KgU“ 
von Jahr zu Jahr seltener geworden seien und der An­
geklagte aus eigenem Entschluß die Verbindung zur 
„KgU“ gelöst habe, ist unbegründet. Der Angeklagte 
hat nicht ernsthaft von seiner verbrecherischen Verbin­
dung Abstand genommen. Das beweist das weitere Ver­
steckthalten der zahlreichen Waffen sowie die Verwah­
rung der Telefonnummer des Agenten L., die es dem 
Angeklagten ermöglichte, mit L. wieder in Verbindung 
4u treten. Durch diese Tatsachen hat der Angeklagte 
der Agentenorganisation die Möglichkeit geschaffen, 
ihn jederzeit unabhängig von seinem Willen wieder in 
die Spionagetätigkeit einzubeziehen, und vor allem, sich 
seines Waffenlagers zu bedienen. Sein mit der Berufung 
hervorgehobenes Verhalten läßt daher keinesfalls eine 
wirkliche Einsicht in die Gesellschaftsgefährlichkeit 
seines Verbrechens erkennen.

Das Urteil ist jedoch insoweit mangelhaft, als der 
Angeklagte damit auch wegen eines selbständigen Ver­
brechens gegen die Waffenverordnung bestraft worden 
ist. Nachdem das Bezirksgericht den umfangreichen 
Waffenbesitz des Angeklagten der Sachlage nach 'durch­
aus zutreffend mit zur Beurteilung und Bewertung des 
Spionageverbrechens als schweren Fall herangezogen 
hat, kommt die zugleich selbständige Verurteilung aus 
der WVO einer doppelten Bestrafung gleich. Hier liegt 
vielmehr ein tateinheitliches Handeln des Angeklagten 
vor, nachdem der Angeklagte — wie richtig festgestellt
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